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TEIL B – TEXT 
 

ZUR SATZUNG ÜBER DIE 3. ÄNDERUNG UND ERGÄNZUNG DES 
BEBAUUNGSPLANES NR. 1 DER GEMEINDE TESTORF-STEINFORT FÜR EINEN 
TEILBEREICH DES GEBIETES "AM PARK" IM NORDEN DER ORTSLAGE  
 
I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

 
1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG   

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 

1.1 ALLGEMEINES WOHNGEBIET 
(§ 4 BauNVO) 
 

1.1.1 Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen. 
 
1.1.2 In dem Allgemeinen Wohngebiet sind die Nutzungen nach § 4 Abs. 3 Nr. 4 und 5 

BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und deshalb nicht zulässig. 
 
1.1.3 In dem festgesetzten Allgemeinen Wohngebiet sind Ferienwohnungen i. S. des § 13a 

BauNVO als Unterart der nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen 
Nutzung 
- Nr. 2 sonstige nicht störende Gewerbebetriebe 
gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 9 BauNVO nicht Bestandteil des 
Bebauungsplanes und deshalb nicht zulässig. 
 

1.1.4 In dem festgesetzten Allgemeinen Wohngebiet sind in den gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 1 
BauNVO allgemein zulässigen Wohngebäuden gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO nur 
Wohnungen, die der dauerwohnlichen Nutzung durch Personen dienen, die ihren 
Lebensmittelpunkt in der Gemeinde Testorf-Steinfort haben, nicht hingegen Zweit- 
bzw. Nebenwohnungen, zulässig. 

 
2. GRUNDSTÜCKSBREITEN 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB) 
 

 Die Grundstücksbreiten für Grundstücke, die zur Bebauung mit Einzelhäusern 
vorgesehen sind, müssen mindestens 20,00 m betragen und für Grundstücke zur 
Errichtung von Doppelhäusern mindestens 30,00 m. 

 
3. GARAGEN UND ÜBERDACHTE STELLPLÄTZE 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12 BauNVO) 
 
 Garagen und überdachte Stellplätze sind auch außerhalb der überbaubaren Grund-

stücksflächen zulässig. Dabei gelten die §§ 12 Abs. 1, 2, 3 und 21a Nr. 3 BauNVO. 
Garagen und überdachte Stellplätze müssen mindestens einen Abstand von 5,0 m zur 
zugehörigen Straßenbegrenzungslinie aufweisen und dürfen vor die straßenseitige 
Gebäudefront nicht hervortreten. 
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4. HÖHENLAGE 
 (§ 9 Abs. 2 BauGB) 
 
 Die konstruktive Sockelhöhe darf eine Höhe von 0,50 m über dem Bezugspunkt nicht 

überschreiten. Der Erdgeschoßfußboden darf jedoch auch nicht unter dem 
Bezugspunkt liegen. Das Maß der Sockelhöhe bezieht sich auf den vertikalen Abstand 
zwischen der Erdgeschoßfußbodenoberkante und dem Bezugspunkt. 

 Als Bezugspunkt gilt die Oberfläche der südlich angrenzenden Fahrbahn des für die   
Bebauung vorgesehenen Grundstücks.  

 
5. VON DER BEBAUUNG FREIZUHALTENDE FLÄCHEN - SICHTFLÄCHEN 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB) 
 

 Innerhalb der „von der Bebauung freizuhaltenden Flächen“ festgesetzten Sichtflächen 
(S) ist die Errichtung baulicher Anlagen jeglicher Art (auch Werbeanlagen) sowie 
Bepflanzungen und Einfriedungen mit einer Höhe von mehr als 0,70 m über der 
Fahrbahn des zugehörigen Straßenabschnittes unzulässig. Ausgenommen hiervon 
sind freistehende Einzelbäume mit einer Kronenansatzhöhe von 2,50 m. Bei kleinen 
Flächen entfällt die Randsignatur. 

 
 

II. FESTSETZUNGEN ÜBER DIE ÄUßERE GESTALTUNG 
 BAULICHER ANLAGEN 
 (§ 9 Abs. 4 BauGB und § 86 LBauO M-V) 
 
1. DÄCHER 
 

 Die Dächer sind als symmetrische Steildächer in der Form von Sattel- oder 
Krüppelwalmdächern auszubilden und mit rot- bzw. anthrazitfarbener und matter 
Hartdacheindeckung zu decken. Glänzende und reflektierende Deckungsmaterialien 
sind nicht zulässig. Die Dachneigung darf 30° bis 48° betragen.  

 
2. AUßENWÄNDE 
 

 2.1 Zur Gestaltung der Außenwände sind neben ziegelsichtigem Mauerwerk auch glatt 
verputzte Wandflächen oder geschlemmte Kalksandsteinfassaden in hellen Farbtönen, 
z.B. in den Farben cremeweiß, beige oder hellgrau oder Kombinationen der Arten der 
Wandgestaltung zulässig. 

  
3. EINFRIEDUNGEN 
 

 Einfriedungen von Grundstücken zu den Erschließungsstraßen hin sind in Form von 
Laubholzhecken oder Holzzäunen mit Lattung bis zu einer Höhe von 1,20 m bezogen 
auf die Fahrbahnhöhe der zugehörigen Erschließungsfläche zulässig. 

 
4. WERBEANLAGEN 
 

 Werbeanlagen sind nur als Schilder an Zäunen und an Hauswänden bis zu einer Größe 
von 0,30 m x 0,60 m zulässig. Es dürfen keine selbstleuchtenden Werbeanlagen 
verwendet werden. Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig. 

 
5. ABFALLBEHÄLTER 
 
 Innerhalb des Geltungsbereiches sind Abfallbehälter auf dem eigenen Grundstück 

unterzubringen. Die Standorte für Abfallbehälter sind einzufrieden. 
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III. GRÜNFLÄCHEN, PFLANZUNGEN, NUTZUNGSREGELUNGEN UND 
MAßNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON 
NATUR UND LANDSCHAFT, ANPFLANZUNGS- UND 
ERHALTUNGSGEBOTE 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 15, Nr. 20, Nr. 25 und Abs. 6 BauGB i.V.m. § 8a BNatSchG) 
 

1. Die Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen auf den privaten Grundstücksflächen sind zweireihig mit heimischen 
standortgerechten Gehölzen zu bepflanzen.  

 
2. Die Gehölze sind auf den für das Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern 

vorgesehenen Flächen in einem Reihenabstand von 1 m versetzt zu pflanzen.  
 

 
IV. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN  
 (§9 Abs. 6 BauGB) 
 
1. VERHALTENSWEISE BEI BODENDENKMALFUNDEN 

 
Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt 
werden, ist gemäß § 11 Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Denkmale im Lande 
Mecklenburg-Vorpommern DSchG M-V die zuständige untere Denkmalschutzbehörde 
des Landkreises Nordwestmecklenburg zu benachrichtigen und der Fund und die 
Fundstelle bis zum Eintreffen von Mitarbeitern des Landesamtes für Kultur und 
Denkmalpflege oder dessen Vertreter in unverändertem Zustand zu erhalten. 
Verantwortlich sind hierfür der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der 
Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. Die 
Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige. 
 
 

V. HINWEISE  
 
1. BODENSCHUTZ  
 

Der Grundstückseigentümer und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über ein 
Grundstück sowie die weiteren in § 4 Abs. 3 und 6 des Bundesbodenschutzgesetzes 
genannten Personen sind verpflichtet konkrete Anhaltspunkte dafür, dass eine 
schädliche Bodenveränderung oder Altlast vorliegt, unverzüglich der zuständigen 
unteren Bodenschutzbehörde des Landkreises Nordwestmecklenburg mitzuteilen. 
Diese Pflicht gilt bei Baumaßnahmen, Baugrunduntersuchungen oder ähnlichen 
Einwirkungen auf den Boden und den Untergrund zusätzlich für die Bauherren und die 
von ihnen mit der Durchführung dieser Tätigkeiten Beauftragten, Schadensgutachter, 
Sachverständige und Untersuchungsstellen.  
Werden schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten im Sinne des Bundes-
Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) festgestellt, sind die Grundstückseigentümer in 
Grundlage von § 2 des Gesetzes zum Schutz des Bodens im Land Mecklenburg – 
Vorpommern [Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) M-V] verpflichtet, den unteren 
Bodenschutzbehörden der Landkreise und kreisfreien Städte hierüber Mitteilung zu 
machen.  
Bei allen Maßnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass schädliche Bodeneinwirkungen, 
welche eine Verschmutzung, unnötige Vermischung oder Veränderung des Bodens, 
Verlust von Oberboden, Verdichtung oder Erosion hervorrufen können, vermieden 
werden.   
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2. ABFALL- UND KREISLAUFWIRTSCHAFT 
 
Sollten während der Erdarbeiten Auffälligkeiten, wie unnatürliche Verfärbungen bzw. 
Gerüche des Bodens auftreten, ist die zuständige untere Bodenschutzbehörde des 
Landkreises Nordwestmecklenburg zu informieren. Der Grundstücksbesitzer ist als 
Abfallbesitzer nach § 15 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) zur ordnungsgemäßen 
Entsorgung des belasteten Bodenaushubs verpflichtet. Sie unterliegen damit 
gleichzeitig der Anzeigepflicht. 
 
Alle Baumaßnahmen sind so vorzubereiten und durchzuführen, dass von den 
Baustellen und fertiggestellten Objekten eine (sach- und umweltgerechte 
Abfallentsorgung nach den gesetzlichen Bestimmungen) gemeinwohlverträgliche und 
geordnete Abfallentsorgung entsprechend der Abfallsatzung des Landkreises 
Nordwestmecklenburg erfolgen kann. 
 
Es wird weiterhin darauf hingewiesen, dass beim Rückbau vorhandener Anlagen 
darauf zu achten ist, dass weder Boden noch Bauschutt von rückzubauenden 
Gebäuden und Anlagen schadhaft belastet ist. 
 

3. MUNITIONSFUNDE 
 
Munitionsfunde sind nicht auszuschließen. Konkrete und aktuelle Angaben über die 
Kampfmittelbelastung (Kampfmittelbelastungsauskunft) für das Plangebiet sind 
gebührenpflichtig beim Munitionsbergungsdienst des Landesamtes für zentrale 
Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und Katastrophenschutz M-V, Graf-York-Str. 
6, 19061 Schwerin, zu erhalten. Ein Auskunftsersuchen wird rechtzeitig vor Baubeginn 
empfohlen. 
Werden bei Erdarbeiten kampfmittelverdächtige Gegenstände oder Munition 
aufgefunden, ist aus Sicherheitsgründen die Arbeit an der Fundstelle und der 
unmittelbaren Umgebung sofort einzustellen und der Munitionsbergungsdienst des 
Landes Mecklenburg-Vorpommern zu benachrichtigen. Nötigenfalls ist die Polizei und 
ggf. die örtliche Ordnungsbehörde hinzuziehen. 
 
Gemäß § 52 LBauO ist der Bauherr für die Einhaltung der öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften verantwortlich. Es wird auf die allgemeinen Pflichten als Bauherr 
hingewiesen, Gefährdungen für auf der Baustelle arbeitende Personen so weit wie 
möglich auszuschließen. Dazu kann auch die Pflicht gehören, vor Baubeginn 
Erkundungen über eine mögliche Kampfmittelbelastung des Baufeldes einzuholen. 
 

4. GEWÄSSERSCHUTZ 
 
Niederschlagswasser, welches von unbeschichteten kupfer-, zink- und bleigedeckten 
Dachflächen abfließt, gilt als belastet. Einträge von belastetem Niederschlagswasser 
in das Grundwasser sind grundsätzlich auszuschließen. 
 
Mit den Bauarbeiten Im Plangebiet sind eventuell vorhandene Drainageleitungen und 
sonstige Vorflutleitungen in ihrer Funktionsfähigkeit zu erhalten bzw. 
wiederherzustellen. 
Lagerung, Abfüllen und Umschlagen von wassergefährdenden Stoffen oder Herstellen, 
Behandeln und Verwenden von wassergefährdenden Stoffen hat auf der Grundlage 
des § 62 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) i.V.m. der Verordnung über Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) so zu erfolgen, dass eine 
Gefährdung des Grund- und Oberflächenwassers nicht zu besorgen ist. 
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Werden bei der Durchführung der Planung Erdaufschlüsse auch Flächenkollektoren 
oder Erdwärmesonden für Wärmepumpen notwendig, mit denen unmittelbar oder 
mittelbar auf die Bewegung oder die Beschaffenheit des Grundwassers eingewirkt 
wird, sind diese gemäß § 49 Abs. 1 WHG einen Monat vor Baubeginn bei der unteren 
Wasserbehörde anzuzeigen. Dies trifft ebenso für eventuell notwendige 
Grundwasserabsenkungen während der Baumaßnahmen zu. 
 
Der natürliche Abfluss wild abfließenden Wassers auf ein tiefer liegendes Grundstück 
darf nicht zum Nachteil eines höher liegenden Grundstücks behindert werden bzw. zum 
Nachteil eines tiefer liegenden Grundstücks verstärkt oder auf andere Weise verändert 
werden. 

 
 
 

 


